
Tadschikistan hat das Heiratsalter für 
Frauen auf mindestens 18 Jahre herauf-
gesetzt. In der verarmten Ex-Sowjetrepu-
blik verheiraten viele Eltern ihre Töchter 
sehr früh, um von den traditionellen Braut-
geschenken besser leben zu können.
Venezuela hat wegen Vorwürfen der Unter-
stützung kolumbianischer Rebellen die 
diplomatischen Beziehungen zu seinem 
Nachbarland Kolumbien gestern abgebro-
chen. Staatschef Hugo Chàvez versetzte 
zudem am Abend die Streitkräfte seines 
Landes in Alarmbereitschaft.

POLITIK KOMPAKT

CDU-Abgeordneter

Wanderwitz will
Dicke zur

Kasse bitten
Berlin (dpa/AFP). Angesichts ständig 
steigender Kosten im Gesundheitswesen 
hat der CDU-Abgeordnete Marco Wan-
derwitz eine stärkere finanzielle Belas-
tung von Übergewichtigen vorgeschla-
gen. „Es muss die Frage erlaubt sein, ob 
die immensen Kosten, die zum Beispiel 
durch übermäßigen Esskonsum ent-
stehen, dauerhaft aus dem solidarischen 
System beglichen werden können“, sagte 
der Chef der Jungen Gruppe in der Uni-
onsfraktion der Bild-Zeitung. 

„Ich halte es für sinnvoll, dass bewusst 
ungesund lebende Menschen eine eigene 
Verantwortung auch in finanzieller Hin-
sicht tragen.“

Der Vorschlag stieß umgehend auf 
harsche Kritik. „Das ist ein durchweg 
schwachsinniger Vorschlag“, sagte der 
SPD-Gesundheitspolitiker Karl Lauter-
bach dem Kölner Stadt-Anzeiger. Auch 
die Grünen kritisierten die Idee, die auch 
aus der CDU zurückgewiesen wurde.

Lauterbach verwies darauf, dass viele 
Übergewichtige unter Stoffwechselstö-
rungen litten. Union und FDP würden 
sich scheinbar jeden Tag Gedanken ma-
chen, wie man aus der Tasche des Bür-
gers noch etwas herausbekommt. Die 
Bundesgeschäftsführerin der Grünen,  
Steffi Lemke, nannte es eine „bodenlose 
Dreistigkeit“, wie die Union mit dem Fin-
ger auf Übergewichtige zeige.

Der CDU-Gesundheitspolitiker Jens 
Spahn erklärte, eine Stärkung der Ei-
genverantwortung der Versicherten sei 
erklärtes Ziel der Koalition. „Aber eine 
Gesundheitspolizei, die kontrolliert, wer 
was isst, um ihn dann zu bestrafen, wird 
es mit uns nicht geben.“

Nach einer unveröffentlichten Studie 
der Jacobs-University Bremen unter-
stützt die Mehrheit der Deutschen  
höhere Beiträge bei ungesunder Lebens-
weise, wie die Bild-Zeitung weiter be-
richtete. „Die Mehrheit der Versicherten 
befürwortet höhere Zuzahlungen bei  
ungesunden Verhaltensweisen“, sagte 
die Initiatorin der Studie, Adele Diede-
rich. Standpunkt S. 3

PERSONALIEN

Mixa zieht in 
Frauenkloster

Der zurückgetretene 
Bischof von Augs-
burg, Walter Mixa, 
wird seinen Ruhe-
stand in einem Frau-
enkloster verbringen, 
bestätigte das Augs-
burger Ordinariat 
gestern entsprechen-
de Berichte. Mixa 

wird ohne seelsorgerischen Auftrag bei 
den Franziskanerinnen der Maria-Stern-
Schwestern in Fünfstetten im Landkreis 
Donau-Ries wohnen. Die Nonnen äußer-
ten sich über den Zuzug wenig begeistert. 
Es habe eine Diskussion gegeben, sagte 
Provinzvikarin Schwester Beda Rauch der 
Hamburger Morgenpost. „Wir haben ihn 
nicht eingeladen“, die Nonnen seien ge-
beten worden, ihn bei sich aufzunehmen.

Desmond Tutu will  
mehr Zeit für Ehefrau

Desmond Tutu,  
Friedensnobelpreis-
träger und ehema-
liger Erzbischof von 
Kapstadt, will sich 
mit 78 Jahren aus 
der Öffentlichkeit 
zurückziehen und  
mehr Zeit mit seiner 
Familie verbringen. 

„Ich habe getan, was ich kann und 
brauche Zeit für Dinge, die ich unbe-
dingt machen will. Ich möchte etwas 
mehr Ruhe“, sagte Tutu gestern bei ei-
ner Pressekonferenz in einer Kirche in 
Kapstadt. Künftig habe seine Ehefrau 
Leah Vorrang, mit der er seit 1955 ver-
heiratet ist. 
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STUTTMANNS BLICK

Gerichtshof bestätigt Unabhängigkeit Kosovos
Politische Niederlage für Serbien / Russland kritisiert Urteil als Beleg für doppelte Standards

Den Haag. Eine Stellungnahme mit 
Sprengkraft: Der Internationale Ge-
richtshof in Den Haag (IGH) hat gestern 
erklärt, dass die einseitige Unabhängig-
keitserkärung des Kosovo von Serbien 
im Februar 2008 rechtens war. Sie ver-
stoße nicht gegen Völkerrecht und auch 
nicht gegen die UN-Resolution 1244, 
die das Kosovo damals internationaler 
Verwaltung unterstellte. 

Die Einschätzung des Gerichtshofs 
ist zwar rechtlich nicht bindend, aber 
politisch folgenreich. Es wird erwartet, 
dass nun weltweit noch mehr Staaten 
das Kosovo anerkennen. Entsprechend 

groß ist der Jubel bei kosovarischen Po-
litikern und die Ernüchterung bei den 
Serben. Deren ursprüngliche Hoffnun-
gen, durch die Anrufung des Gerichts-
hofs die Verhandlungen über den Sta-
tus des Kosovo neu zu eröffnen, werden 
sich nun sicher nicht erfüllen, da das 
Gericht anders entschieden hat, als es 
sich die Serben gewünscht haben. 

Die richterliche Bewertung dürfte 
weit über den Balkan hinaus wirken 
und überall in der Welt Separatisten 
ermutigen – der entscheidende Grund, 
warum zum Beispiel Spanien, das Pro-
bleme mit baskischen Unabhängig-

keitskämpfern hat, bisher eine andere 
Ansicht vertritt als das Gericht. 

Im Kosovo leben zwei Millionen Men-
schen, mehrheitlich albanischer Ab-
stammung. 1999 beendete die Nato den 
Krieg zwischen Serben und Kosovaren 
und überwachte den anschließenden 
Waffenstillstand. Vor zwei Jahren er-
klärte sich das Kosovo für unabhängig. 
Seither haben 69 Länder den jüngsten 
Staat Europas anerkannt, darunter  
22 der 27 EU-Länder – nicht aber Spa-
nien, Rumänien, die Slowakei, Zypern 
und Griechenland. 

Die Regierung in Belgrad hatte ge-

hofft, der IGH würde Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit der Loslösung des Ko-
sovo von Serbien bekräftigen. Serbien 
wollte damit eine neue UN-Resolution 
erreichen, die eine Wiederaufnahme 
von Verhandlungen über den Status des 
Kosovo verlangen sollte. Die USA und 
die EU hatten Serbien gewarnt, dass 
der Versuch, eine neue Kosovo-Resolu-
tion der UN-Vollversammlung zu errei-
chen, als Schritt zu einer Konfrontation 
mit Staaten führen würde, die Kosovos 
Unabhängigkeit anerkannt haben.   

In Russland ist der Spruch des In-
ternationalen Gerichtshofs auf scharfe 

Kritik gestoßen. Der Richterspruch sei 
„ein typisches Beispiel für doppelte 
Standards“, sagte der Vizechef des Aus-
wärtigen Ausschusses der Staatsduma, 
Leonid Kalaschnikow, gestern nach An-
gaben der Agentur Interfax in Moskau. 
Zwei Jahre nach dem Kaukasuskrieg 
zwischen Russland und Georgien wei-
gere sich die internationale Gemein-
schaft immer noch, die von Georgien 
abtrünnigen Gebiete Abchasien und 
Südossetien anzuerkennen. „Dagegen 
ist das heutige Urteil juristisch nicht 
sauber und rein politisch.“

 Zjelko Pantelic, Augustin Palokaj

Hitze verschärft Schlaglochdesaster
Autofahrer genervt von fast 500 Autobahnbaustellen / Verbände kritisieren sinkende Investitionen

Berlin/Leipzig. Nach den Winterschä-
den nun die Hitzefolgen: Autofahrer 
verzweifeln an notdürftig geflickten 
Schlaglochpisten und immer neuen 
Straßenbaustellen. Die Automobilver-
bände warnen, das Desaster werde 
sich noch verschärfen. Schuld seien 
die sinkenden öffentlichen Investitio-
nen in die Infrastruktur. 

Von OLAF MAJER 
UND JÜRGEN OEDER 

„Heute schon eingelocht?“ Der  Golfspie-
lerspruch machte in diesem Frühjahr 
auch unter vielen Autofahrern die Run-
de, die zum Leid von Pneus und Stoß-
dämpfern  durch eines der unzähligen 
Schlaglöcher auf Deutschlands Straßen  
gerattert waren. Die Milliardenschäden, 
die der vergangene Winter dort ver-
ursacht hatte, könnten sich im kom-
menden Frühjahr vervielfachen, warnt 
der Autoclub Europa (ACE): Die Glut-
hitze  dieses Sommers gräbt tiefe Risse 
für weitere Frostsprengungen in  den 
Asphalt. Zudem wachsen die Schlaglö-
cher parallel mit den Finanzlöchern der 
öffentlichen Hand, die immer weniger in 
die Sanierung der Straßen investiert.

Der Bund, zuständig für mehr als 
12 000 Kilometer Autobahn, hat dem 
ACE-Sprecher Rainer Hillgärtner zufolge 
zwar nun „rechtzeitig zum Ferienfern-
verkehr“ 40 neue Autobahn-Baustellen 
zu den bereits 459 bestehenden einge-

richtet. An sieben dieser Abschnitte 
hatte die Hitze nach Angaben des ADAC 
Betonplatten angehoben und bei Lübeck  
sogar Blasen in den Asphalt geworfen. 
Dass nun auf insgesamt 1556 Autobahn-
Kilometern gewerkelt wird, ist aber vor 
allem dem Konjunkturprogramm II ge-
schuldet. Es wurde von der früheren  rot-
grünen Bundesregierung aufgelegt, läuft 
aber Ende des Jahres aus. Was danach 
kommt, vermag niemand zu sagen.

Die fetten Jahre sind vorbei, heißt es 
im Bundestagsverkehrsausschuss. Als 
Faustregel gelte inzwischen: Straßen, die 
im Bau sind, werden fertiggestellt. Alles 
was erst in Planung ist, wird mit Verspä-

tung, abgespeckt oder gar nicht mehr 
gebaut. Für Michael Haberland, Chef 
des Mobilitätsverein Mobil in Deutsch-
land, eine fatale Entwicklung. „Offenbar 
hat man in der Politik völlig vergessen, 
dass Konjunktur Infrastruktur braucht. 
Investitionen in den Straßenbau sind 
mindestens genauso wichtig wie in Bil-
dung.“ Verkehrsminister Peter Rams-
auer sei gefordert, sein Haus nicht als 
Rotstiftministerium an Finanzminister 
Schäuble auszuliefern. „Auch wenn es 
in Deutschland keiner hören will: Wirt-
schaftswachstum funktioniert eben nicht 
ohne Verkehrswachstum, die Entwick-
lung der letzten Jahre bestätigen den 

Zusammenhang.“ 
Die aktuellen Ver-
säumnisse würden 
spätestens in zehn 
Jahren der Export-
nation Deutschland 
auf die Füße fallen. 
„Bis 2020 wird der 
LKW-Verkehr noch-
mals um 30 Prozent 
zunehmen. Welche 
Infrastruktur soll 
diesen Zuwachs 
dann noch bewälti-
gen, wenn nicht jetzt 
in Autobahnen und 
Schnellstraßen in-
vestiert wird“, fragt 
Haberland.

Die Länder ste-

cken schon seit Jahren immer weniger 
in den Straßenbau. Das eigentliche De-
saster lauert dem ACE zufolge allerdings 
im kommunalen Straßennetz, das mit 
knapp 400 000 Kilometern rund 63 Pro-
zent aller Straßen bundesweit ausmacht. 
Der ACE schätzt den Finanzbedarf für 
die Beseitigung der Schäden des vergan-
genen  Winters allein dort auf mehr als 
2,5 Milliarden Euro. Unabhängig  davon 
sind überdies mehr als 64  000 Kilometer 
schon seit Jahren von „Asphaltkaries“ 
befallen: Diese Strecken seien so sehr 
von Schlaglöchern und Flickstellen zer-
setzt, dass nur noch eine Generalsanie-
rung helfen könne, sagte Sprecher Hill-
gärtner. Die Kosten dafür betragen sich 
laut ACE auf etwa 25 Milliarden Euro. 
Doch mehr als die Hälfte der klammen 
Kommunen wollen beim Straßenbau 
massiv sparen.

Auch Ökonomen betrachten diesen 
Bremskurs mit Sorge. Laut Bundesan-
stalt für Straßenwesen haben die bun-
desweiten Verkehrswege einen Anlage-
wert von geschätzten 478 Milliarden 
Euro. Jede zusätzliche Milliarde, die an 
öffentlichen Mitteln in den Ausbau und 
Neubau von Straßeninfrastruktur in-
vestiert wird, bewirkt laut einer Studie 
der Universität Münster einen volks-
wirtschaftlichen Jahresnutzen von  
173 Millionen Euro. Die Investitionen 
hätten sich damit nach etwa sechs 
Jahren amortisiert und zugleich bis zu 
18 000 Arbeitsplätze geschaffen. 

FDP: Ernst soll Parteiämter ruhen lassen
Untreue-Anschuldigungen gegen Linken-Politiker wegen Flug-Abrechnungen

Berlin (AFP/dpa). Angesichts der Ermitt-
lungen wegen  Untreue- und Betrugs-
verdachts hat die FDP den Linken-Chef 
Klaus  Ernst aufgefordert, seine Partei-
ämter ruhen zu lassen. Zwar gelte  für 
Ernst wie für jeden anderen die Un-
schuldsvermutung, der Anfangsverdacht 
wiege aber wegen seiner öffentlichen 
Bedeutung besonders schwer, erklärte 
der FDP-Rechtsexperte Marco Busch-
mann gestern in Berlin.

Die Verquickung privater und öffent-
licher Ämtern zum eigenen finanziellen 
Vorteil durch einen Politiker sei „stets 
Wasser auf die Mühlen derjenigen, die 

unsere Demokratie diskreditie-
ren  wollen“. Als Bundesvorsit-
zender einer im Bundestag ver-
tretenen Partei dürfe Ernst die 
Anschuldigungen nicht auf die 
leichte Schulter nehmen.

Die Berliner Staatsanwalt-
schaft ermittelt gegen den Vor-
sitzenden der Linkspartei wegen 
des Verdachts auf Untreue und 
Betrug. Geprüft werde, ob der 
Abgeordnete zu Unrecht Reise-
kosten über die Bundestagsverwaltung 
abgerechnet habe, sagte Staatsanwalt-
schafts-Sprecher Martin Steltner und 

bestätigte damit einen entspre-
chenden Bericht der Zeitung 
Die Welt.

Demnach soll der 55-jäh-
rige Ernst mehrere Flüge zu 
Gewerkschaftstreffen und Auf-
sichtsratssitzungen von Unter-
nehmen in den Jahren 2007 
und 2009 zur Abrechnung ein-
gereicht haben. Es dürften aber 
nur diejenigen Aufwendungen 
erstattet werden, die im Zu-

sammenhang mit der Abgeordneten-Tä-
tigkeit entstehen. Der Politiker sagte der 
Zeitung, er sehe dem Verfahren gelassen 

entgegen. „Ich bin überzeugt, dass ich 
mich richtig verhalten habe.“ Ernst war 
im Mai dieses Jahres zusammen mit Ge-
sine Lötzsch als Doppelspitze der Linken 
gewählt worden.

Es gebe einen Anfangsverdacht, so 
Sprecher Steltner. Das Ermittlungsver-
fahren habe die Staatsanwaltschaft von 
Amts wegen eingeleitet. Hinzugekom-
men sei noch die Anzeige einer Privat-
person. Bundestagspräsident Norbert 
Lammert sei über die Ermittlungen 
informiert worden. Die Aufhebung der 
Immunität des Bundestagsabgeordneten 
sei derzeit nicht im Gespräch, hieß es.

Familienpolitik

Umstrittener 
Rechtsanspruch
auf Krippenplatz
München. In der Debatte um eine bes-
sere Versorgung mit Krippenplätzen in 
Deutschland scheiden sich die Geister: 
Während Bundesfamilienministerin 
Kristina Schröder (CDU) den Ausbau 
der Betreuungsplätze für Kleinkinder 
im Plan sieht, warnen die Kommunen 
vor einer Klagewelle, weil sie fürchten, 
die gesetzlich formulierten Ziele nicht 
einhalten zu können. In drei Jahren 
wird sich zeigen, wer Recht hat – dann 
besteht für Eltern von Kindern ab dem 
ersten Lebensjahr ein Rechtsanspruch 
auf einen Krippenplatz.

AKTUELLER STAND: Nach den 
jüngsten vorliegenden Zahlen wurden 
im Jahr 2009 insgesamt 20,4 Prozent 
der unter Dreijährigen in der Krippe 
oder von Tagesmüttern und -vätern be-
treut. Im Jahr 2008, als das Gesetz zum 
Krippenausbau verabschiedet wurde, 
wurden 17,8 Prozent der Kinder be-
treut. Das angestrebte Ziel ist ein Be-
treuungsgrad von 35 Prozent. Dieser 
soll ausreichen, damit alle Eltern, die 
ihr Kind  betreuen lassen wollen, auch 
einen Platz bekommen. Allerdings  
mehren sich Stimmen, die diese Zahl 
als zu gering ansehen – demnach su-
chen deutlich mehr Eltern als kalkuliert 
einen Krippenplatz.

RECHTSANSPRUCH: Vom 1. August 
2013 an gibt es einen Rechtsanspruch 
auf Betreuungsplätze für alle Kinder ab 
dem ersten bis zum vollendeten dritten 
Lebensjahr. Münchens Oberbürger-
meister Christian Ude (SPD), der Vize-
präsident des Deutschen Städtetages  
ist, fürchtet deswegen eine Klagewelle 
unversorgter Eltern. Während in den 
Kommunen im Osten Deutschlands der 
angestrebte Versorgungsgrad schon 
lange erreicht ist, sind die westdeut-
schen Kommunen zum Teil weit davon 
entfernt. So liegt das Versorgungs-
niveau in Nordrhein-Westfalen bei nur 
11,6 Prozent – in  Sachsen-Anhalt da-
gegen bei 55,1 Prozent.

ALTERNATIVE BETREUUNGSFOR-
MEN: Neben dem Ausbau kommunal  
betriebener Krippen fördert die Politik 
auch Tagesmütter und -väter sowie pri-
vate Anbieter. So sollen 30 Prozent der 
neuen Betreuungsplätze bei Tageseltern 
entstehen. Um dies zu erreichen,  gibt 
es finanzielle Anreize. Der größte Teil 
der Bundesländer fördert auch private 
Anbieter. Die Hoffnung ist, dass diese 
etwa ein größeres Angebot an Betriebs-
kindergärten schaffen.

BETREUUNGSGELD: Ab 2013 soll 
es einen finanziellen Ausgleich für 
die Eltern geben, die ihre Kleinkinder 
nicht zur Betreuung abgeben. Vorgese-
hen sind monatliche Zahlungen von  
150 Euro für Kinder von ein bis drei 
Jahren. Gesetzlich festgezurrt ist dies 
aber noch nicht.

FINANZIERUNG: Kommunen, Län-
der und Bund zahlen jeweils ein Drittel 
der Kosten in Höhe von insgesamt zwölf 
Milliarden Euro. Allerdings gibt es in-
zwischen wegen des womöglich größe-
ren Bedarfs Zweifel, ob diese vor zwei 
Jahren festgelegte Summe ausreicht.

 Ralf Isermann

ZITAT DES TAGES

„Die Konsequenz daraus hat meine 
Frau gestern gezogen. Sie hat gesagt, 
sie hängt jetzt alle Gardinen ab, damit 
auch unsere Wohnung eine öffentliche 
Quelle ist.“

Der Linken-Politiker Bodo Ramelow zum 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
zur Beobachtung seiner Person durch 
den Verfassungsschutz.

Klaus 
Ernst
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Schlaglochpisten, wie hier in Leipzig, zehren an den Nerven der 
Autofahrer.  Foto: Volkmar Heinz

CDU-Reaktion

„Linke nicht im Rechtsstaat angekommen“
Leipzig (maj). Sachsens CDU-General-
sekretär Michael Kretschmer hat die 
Reaktionen der Linkspartei zur Ver-
fassungsschutz-Überwachung von 
Linken-Abgeordneten kritisiert. „Unter 
demokratischen Parteien gehört es sich, 
Gerichtsentscheidungen zu akzeptieren. 
Dass die Linke diesen Anstand nicht be-
sitzt und jetzt auf unerträgliche Weise die 
Entscheidung attackiert, ist ein weiterer 

Beweis, dass die Linke noch immer nicht 
im Rechtsstaat angekommen ist“, so 
Kretschmer.  Es lasse zudem tief blicken, 
dass der Thüringer Wirtschaftsminister 
Matthias Machnig (SPD) der Linken einen 
Persilschein ausstellt und Verfassungs-
treue attestiere. „Das ist ein klares Indiz, 
wie in Zukunft die Abwägung der SPD 
zwischen Macht und demokratischer 
Grundsatztreue ausfallen wird.“

EU-Bericht

Tabak und Arzneien häufig gefälscht
Brüssel (hrz). Tabakwaren, Marken-
artikel und Arzneimittel sind bei Fäl-
schern, die ihre Produkte nach Europa 
bringen, die beliebtesten Artikel. Dabei 
stellten Zigaretten und andere Tabak-
waren ein Fünftel der vom Zoll sicher-
gestellten Importe. Das geht aus einem 
aktuellen Bericht der EU-Kommission 
hervor. 

Während früher besonders häufig Lu-

xusgüter abgekupfert wurden, hat sich 
das illegale Geschäft inzwischen zuneh-
mend auf Alltagsgegenstände wie Sham-
poo, Spielzeug oder auch Medikamente 
verlagert. Drei Viertel aller Fälschungen 
kamen über den Seeweg nach Europa. 
Zunehmend werden die Fahnder auch 
in Postsendungen fündig. Offenbar stei-
gen die Anbieter immer stärker ins In-
ternet-Geschäft ein.

Bundeswehr

Guttenberg stellt
Reformplan vor

Germersheim (AFP). In der Debatte 
um die Reform der Bundeswehr hat 
Verteidigungsminister Karl-Theodor 
zu Guttenberg (CSU) einer erheblichen 
Verkleinerung der Armee eine Absage  
erteilt. „Ich kann ausschließen, dass 
wir bei 150 000 Soldaten landen“, sagte 
zu Guttenberg gestern auf dem Weg 
zu einem Truppenbesuch in Germers-
heim. Bei der Bundeswehr dienen der-
zeit 247 000 Männer und Frauen. Zu-
dem lehnte Guttenberg eine Streichung 
der Wehrpflicht aus dem Grundgesetz 
grundsätzlich ab. Eine mögliche Aus-
setzung der Wehrpflicht ließ er aller-
dings offen.

Zu Guttenberg stellte am Vormittag 
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)  
erstmals die von der Weise-Kommis-
sion erarbeiteten Pläne zur Reform der 
Bundeswehr vor. Der Minister machte 
nach dem Treffen im  Kanzleramt deut-
lich, dass er am Zeitplan für die Reform 
festhalten wolle. Ende August werde es 
eine belastbare Grundlage geben, bis  
dahin werde keine Vorentscheidung ge-
troffen. Offen ließ er, wie viele Modelle 
für eine Umgestaltung der Bundeswehr 
präsentiert werden könnten. Derzeit 
gebe es fünf Varianten.
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